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Zusammenfassung 
Mit Datum vom 29. März 2016 hat die Regierung dem Kantonsrat Botschaft und Entwurf zum 
Kantonsratsbeschluss über eine Einmaleinlage in die St.Galler Pensionskasse (sgpk) zugeleitet. 
Als vorberatende Kommission hat der Kantonsrat die Finanzkommission bestimmt. Die Finanz-
kommission hat sich an verschiedenen Sitzungen intensiv mit der Vorlage befasst und dem Kan-
tonsrat an der Aprilsession 2017 beantragt, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die Kommission 
war der Meinung, dass sich die vom Stiftungsrat eingeleiteten Massnahmen zur Sanierung der 
Kasse in einem Rahmen bewegen würden, der Arbeitgebern und Arbeitnehmenden zugemutet 
werden könne, ohne dass eine Einmaleinlage erfolgen müsse. Der Kantonsrat ist entgegen dem 
Antrag der Finanzkommission auf die Vorlage eingetreten, hat sie aber mit dem Auftrag an die 
Kommission zurückgewiesen, die Begründungen für die Einmaleinlage auf der Grundlage der 
Rückmeldungen der von den Fraktionen aufgeworfenen Fragen zu ergänzen.  
 
Im Kapitel «2 Kennzahlen, Entwicklung, Vergleiche» ist dargelegt, wie sich der Deckungsgrad der 
sgpk entwickelt hat. Insgesamt hat er sich über die vergangenen 30 Jahre erhöht. Der Perfor-
mancevergleich zeigt überdurchschnittlich gute Resultate der Vermögensverwaltung. Die Verwal-
tungskosten liegen gemäss einer gesamtschweizerischen Pensionskassenstudie weit unter dem 
Durchschnitt. Die Leistungsziele und weitere Faktoren sind bei der Gründung der sgpk vom Ge-
setzgeber vorgegeben worden. 
 
Im Kapitel «3 Versicherungstechnische Parameter» finden sich Erläuterungen zum technischen 
Zinssatz, zum Umwandlungssatz und wie die steigende Lebenserwartung berücksichtigt wird. Er-
gänzend werden Ausführungen zu den Themen Risikoversicherung und Rentnerkasse festgehal-
ten. 
 
Per Ende 2016 weist die sgpk einen Deckungsgrad von 92,4 Prozent und damit eine Unterde-
ckung von 671 Mio. Fr. aus, die eine Sanierung der Kasse unumgänglich macht. Obwohl das Sa-
nierungs- und Beteiligungskonzept in die Kompetenz und Verantwortung des Stiftungsgrats fällt, 
ist ihm ein eigenes Kapitel gewidmet («4 Sanierungs- und Beteiligungskonzept der sgpk»). Dies 
um den Kontext der Einmaleinlage darzustellen und die Nachhaltigkeit der getroffenen Massnah-
men beurteilen zu können. Neben den Renteneinbussen aufgrund der neuen technischen Grund-
lagen beteiligen sich die aktiv Versicherten mit Minderverzinsungen des Sparkapitals an der Sa-
nierung der Kasse, wogegen eine Beteiligung der Rentenbeziehenden aus rechtlichen Gründen 
nicht möglich ist. Für die Jahrgänge 1970 und älter gibt es eine Übergangsregelung, welche im 
Kontext mit der Ausfinanzierung per 1. Januar 2014 zu sehen ist. Der Stiftungsrat hat darauf ge-
achtet, dass nicht wieder dieselben Jahrgänge überdurchschnittliche Lasten tragen. 
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Kapitel «5 Einmaleinlage in die sgpk» enthält unter anderem Informationen zur Herleitung der 
Einmaleinlage und zur Beteiligung der aktiv Versicherten. Die Ausgangslage für eine Einmalein-
lage und die Notwendigkeit der Anpassung der technischen Parameter sind in der Botschaft der 
Regierung über eine Einmaleinlage in die sgpk geschildert. Die Kasse ist per 1. Januar 2014 auf 
einen Deckungsgrad von 100 Prozent ausfinanziert worden. Die Berechnung erfolgte aber mit ei-
nem technischen Zinssatz von 3,5 Prozent, einem Satz, den damals die beiden durch die vorbe-
ratende Kommission beigezogenen externen Experten – im Gegensatz zur Regierung und zum 
PK-Experten der Versicherungskasse – als zu hoch erachteten. Mit der von der Regierung bean-
tragten Einmaleinlage von 202,5 Mio. Franken würden nachträglich die Kosten für die Senkung 
des technischen Zinssatzes von 3,5 Prozent auf 3 Prozent auf Rentenverpflichtungen, welche be-
reits im Zeitpunkt der Ausfinanzierung bestanden, abgegolten. Ein wichtiger Punkt für die Finanz-
kommission sind die Ergebnisse der in Auftrag gegebenen Simulationen, um wieviel die bean-
tragte Einmaleinlage gekürzt werden müsste, damit die aktiv Versicherten wie bei der Ausfinan-
zierung auf den 1. Januar 2014 ebenfalls 25 Prozent der Einmaleinlage tragen müssten. 
 
Die Finanzkommission beantragt dem Kantonsrat aufgrund der ergänzenden Abklärungen, einer 
Einmaleinlage von 128 Mio. Franken zuzustimmen.  
 
Die beantragte einmalige und freiwillige Einlage untersteht dem obligatorischen Finanzreferen-
dum. 
 
 
Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir erstatten Ihnen ergänzend Bericht zu Botschaft und Entwurf der Regierung vom 29. März 
2016. 
 
 

1 Ausgangslage 
Mit Datum vom 29. März 2016 hat die Regierung dem Kantonsrat Botschaft und Entwurf zum 
Kantonsratsbeschluss über eine Einmaleinlage in die St.Galler Pensionskasse (sgpk) zugeleitet. 
Als vorberatende Kommission hat der Kantonsrat die Finanzkommission bestimmt. 
 
An ihrer Sitzung vom 19. Mai 2016 hat die Finanzkommission die Einmaleinlage – unter Beizug 
von Vertretern des Finanzdepartementes und der sgpk – erstmals diskutiert. Die Finanzkommis-
sion erachtete die Einmaleinlage als Ultima Ratio, wenn ein Sanierungskonzept keinen anderen 
gangbaren Weg aufzeigen würde, um die Unterdeckung der Kasse zu beseitigen. Die Kommis-
sion beschloss deshalb, die Beratung auszusetzen, bis das Sanierungs- und Beteiligungskonzept 
der sgpk vorliegt. Die sgpk hat das Sanierungs- und Beteiligungskonzept in der zweiten Jahres-
hälfte 2016 entwickelt und die Versicherten sowie die angeschlossenen Arbeitgeber im Januar 
2017 darüber orientiert. 
 
An der Sitzung vom 19. Januar 2017 hat sich die Finanzkommission von Vertretern der sgpk über 
das Sanierungskonzept orientieren lassen und an der darauf folgenden Sitzung vom 16. März 
2017 beschlossen, dem Kantonsrat den Antrag zu stellen, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die 
Kommission war der Meinung, dass sich die vom Stiftungsrat eingeleiteten Massnahmen in ei-
nem Rahmen bewegen würden, der Arbeitgebern und Arbeitnehmenden zugemutet werden 
könne, ohne dass eine Einmaleinlage erfolgen müsse. 
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Der Kantonsrat ist in der Aprilsession 2017 entgegen dem Antrag der Finanzkommission auf die 
Vorlage eingetreten, hat sie aber mit den folgenden Aufträgen an die Kommission zurückgewie-
sen: 
a) Die Begründungen für die Einmaleinlage auf der Grundlage der Rückmeldungen der von den 

Fraktionen aufgeworfenen Fragen zu ergänzen; 
b) die Vorlage mit dem Ziel der Beratung in der Junisession aufzubereiten. 
 
Die Ausführungen in den folgenden Kapiteln nehmen Bezug auf die von den Fraktionen einge-
reichten Fragen. Angesichts des Umfangs der Fragen war eine Aufbereitung der Unterlagen bis 
zur Juni-Session 2017 nicht möglich. 
 
Nachdem die Unterlagen aufbereitet waren, hat sich die Finanzkommission an zwei weiteren Sit-
zungen im Juni und im August 2017 mit der Einmaleinlage beschäftigt. Vorab ist festzuhalten, 
dass es sich bei der Einmaleinlage um einen Sachverhalt aus der Vergangenheit handelt, als die 
Führung der Kassen in der Verantwortung des Kantons lag. Die Einmaleinlage steht zur Diskus-
sion, weil bei der Ausfinanzierung von zu positiven Annahmen bezüglich des technischen Zins-
satzes ausgegangen wurde. Inzwischen liegt die Verantwortung für die Entwicklung der Pensi-
onskasse beim Stiftungsrat. Er ist gemäss Bundesgesetzgebung für die Gesamtleitung, für die 
Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben, für die strategischen Ziele sowie für die finanzielle Stabilität 
der Stiftung verantwortlich. Es handelt sich deshalb bei der Einmaleinlage um einen freiwilligen, 
letztmaligen Beitrag an die Stiftung, der über die gebundenen Beiträge hinausgeht, zu welchen 
der Kanton, wie jeder andere Arbeitgeber auch, verpflichtet ist. 
 
 

2 Kennzahlen, Entwicklung, Vergleiche 
Die Firma c-alm hat dem Stiftungsrat der sgpk im Oktober 2015 die Studie «sgpk im Peer-Group-
Vergleich; Standortbestimmung» präsentiert (Beilage 7) . Darin werden für eine Gruppe von Vor-
sorgeeinrichtungen die Grundlagen, der Sparprozess, die Risikoversicherung und die Anlagen 
verglichen. Es ist zu beachten, dass in der Studie noch der aktuelle Plan der sgpk abgebildet ist, 
d.h. die höheren Sparbeiträge und der tiefere Umwandlungssatz sind noch nicht berücksichtigt. 
 
 

2.1 Entwicklung des Deckungsgrads 
Die untenstehende Grafik zeigt die langfristige Entwicklung des Deckungsgrads der sgpk, bzw. 
der Vorgängerkassen (Versicherungskasse für das Staatspersonal, Lehrerversicherungskasse; 
konsolidierte Darstellung). Die Prozentzahlen ab 2005 sind auch aus Beilage 1 (3. Entwicklung 
Vorsorgekapital / Vorsorgevermögen / Deckungskapital) ersichtlich. In der Grafik ist auch der De-
ckungsgrad simuliert, der resultiert hätte, wenn die Unterdeckung verzinst worden wäre. Bei öf-
fentlichen Kassen mit Staatsgarantie ging man in der Vergangenheit davon aus, dass sie nicht 
voll ausfinanziert sein müssen. Allerdings fehlten diesen Kassen damit Anlagekapital und ent-
sprechende Erträge, sofern die Unterdeckung nicht verzinst wurde, was im Kanton  
St.Gallen – wie bei vielen anderen Kassen auch – der Fall war. 
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Abbildung 1: Entwicklung Deckungsgrad 

 
Die Abbildung startet bei einem Deckungsgrad von knapp 75 Prozent. Dass Vorsorgeeinrichtun-
gen der öffentlichen Hand nicht voll ausfinanziert zu sein brauchen, war damals akzeptiert und 
der Regelfall. Der Deckungsgrad hat sich in den 90-er Jahren hauptsächlich wegen der guten An-
lagerenditen positiv entwickelt. Die Rückgänge um die Jahre 2000 und im 2008 sind hauptsäch-
lich auf heftige Korrekturen an den Kapitalmärkten zurückzuführen. Die Zunahme des Deckungs-
grads im Jahr 2014 ist die Folge der Ausfinanzierung der Kasse. Die Veränderung im Jahr 2015 
ist auf die Änderung technischer Grundlagen, insbesondere die Senkung des technischen Zins-
satzes von 3,5 Prozent auf 3 Prozent und die Einführung der Generationentafel, zurückzuführen. 
Die weitere Senkung des technischen Zinssatzes von 3 Prozent auf 2,5 Prozent und die flankie-
renden Massnahmen gemäss Sanierungs- und Beteiligungskonzept führen zu einer weiteren Re-
duktion des Deckungsgrads auf 92,41 Prozent im Jahr 2016. Insgesamt hat sich der Deckungs-
grad über die vergangenen 30 Jahre aber doch um rund einen Drittel erhöht. 
 
 

2.2 Performancevergleich 
In Beilage 2  befindet sich der Performancevergleich mit dem CS PK-Index und der ProPublic 
Vorsorge Genossenschaft (bis 2016 Pensionskasse St.Galler Gemeinden, PKSG). Für die Jahre 
2005 bis 2016 beläuft sich die annualisierte Rendite der sgpk auf 4,34 Prozent. Sie liegt damit um 
0,35 Prozent über der ProPublic und 0,65 Prozent über dem CS PK-Index. 
 
 

2.3 Versichertenbestand 
Aus Beilage 1  ist die Entwicklung der Versichertenbestände ersichtlich. 
 
2.3.1 Aktiv Versicherte 
Die aktiv Versicherten in der sgpk nehmen kontinuierlich zu. Im 2016 betrug deren Anzahl 
24'788. Die Zunahme spiegelt nicht Veränderungen bei den angeschlossenen, sondern die Ent-
wicklung der Beschäftigten bei den bestehenden Arbeitgebern. Von den aktiv Versicherten gehö-
ren per Ende 2016 noch 912 Personen der Übergangsgeneration an. 
 
2.3.2 Renten 
Der Rentenbestand erhöht sich verhältnismässig stärker als derjenige der aktiv Versicherten. Im 
2016 betrug die Zahl der Rentnerinnen und Rentner 9'126. In diesem Jahr erhielten 536 Perso-
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nen neu eine Altersrente. Davon liessen sich 464 Versicherte zum ordentlich vorgesehenen Zeit-
punkt oder später pensionieren und 172 Versicherte entschlossen sich, vorzeitig in Pension zu 
gehen. 
 
 

2.4 Beiträge 
Es gibt im Wesentlichen drei Stellschrauben, um einen definierten Leistungsplan zu erreichen. 
Das sind der Realzins, die Definition des Lohns und die Höhe der Beiträge. Isoliert die Beiträge 
von verschiedenen Vorsorgeeinrichtungen zu vergleichen, hat keine Aussagekraft. Beilage 3  
zeigt die Beiträge der sgpk und im Vergleich diejenigen der ProPublic (vormals PKSG). Aus Bei-
lage 12  ist die Entwicklung der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge in absoluten Zahlen er-
sichtlich. 
 
 

2.5 Versicherungstechnische Risiken 
In der Versicherteninformation betreffend Grundlagenwechsel per 1. Januar 2019 hält der Stif-
tungsrat fest, dass der Risikoverlauf bei Invaliden- und Hinterlassenenleistungen positiv verläuft 
und dass deshalb der Risikobeitrag per 1. Januar 2019 von 3,5 Prozent auf 2 Prozent gesenkt 
werden kann. Ein Vergleich ist in Beilage 7  (Folie 21) aufgeführt. 
 
 

2.6 Leistungen 
Die Leistungsziele sind bei der Gründung der sgpk vom Gesetzgeber vorgegeben worden und 
die wohlerworbenen Rechte der Rentnerinnen und Rentner sind geschützt. Auf der anderen Seite 
kann die sgpk das Leistungsziel auch nicht von sich aus verbessern. Verbesserungen des Leis-
tungsziels, die zu neuen oder höheren Beiträge führen, bedürfen gemäss Artikel 6 Abs. 2 des Ge-
setzes über die St.Galler Pensionskasse (sGS 864.1; abgekürzt PKG) der Genehmigung des 
Kantonsrates. 
 
In einer schriftlichen Meinungsäusserung (Beilage 15 ) setzt sich Dr. Markus Bucheli mit der Zu-
lässigkeit einer nachträglichen Änderung der Parameter für die Ausfinanzierung und Regelung 
der Übergangsordnung auseinander. Er hält u.a. fest: «Beim PKG handelt es sich um den Grün-
dungserlass im Sinn von Art. 50 Abs. 2 des  Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinter-
lassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) [SR 831.40]. Mit vollzogener Errichtung der St.Galler 
Pensionskasse (sgpk) am 1. Juli 2013 (Art. 24 Bst. a PKG) besteht von Bundesrechts wegen kei-
nerlei Zuständigkeit des kantonale Gesetzgebers mehr, auf seine im Zusammenhang mit der 
Gründung der sgpk getroffenen Entscheide zurückzukommen, …». 
 
Die Altersleistungen im Beitragsprimat werden durch die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge, 
durch Annahmen zum Realzins und den Umwandlungssatz bestimmt. Alle diese Faktoren wur-
den bei der Gründung der sgpk für den ersten Stiftungsrat vorgegeben. 
 
Bei der Gründung der sgpk sind den Rentnerinnen und Rentnern keine Leistungen über die ge-
setzlichen Vorgaben hinaus zugestanden worden. 
 
Beilage 12  zeigt die Entwicklung der reglementarischen Leistungen. 
 
Beilage 7  enthält Leistungsvergleiche für eine Peer-Group. 
 
Beilage 4  fasst die Leistungen der sgpk und der ProPublic (vormals PKSG) zusammen.  
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2.7 Verwaltungskosten 
Die Verwaltungskosten setzen sich aus allgemeinen Verwaltungskosten und Vermögensverwal-
tungskosten zusammen. Gemäss der Schweizer Pensionskassenstudie 2016 der Swisscanto 
Vorsorge AG weisen die Kassen eine bemerkenswert breite Spanne aus (Faktor 10 vom höchs-
ten zum tiefsten Wert bei den allgemeinen Verwaltungskosten). Für öffentliche Kassen berechnet 
die Studie den Mittelwert mit 241 Franken pro Kopf. Die sgpk weist dagegen tiefe 102 Franken 
und die ProPublic 187 Franken aus (Daten des Vergleichsjahrs 2015). 
 
Bei den Vermögensverwaltungskosten errechnet die Studie einen Medianwert von 0,44 Prozent 
des Vermögens. Die sgpk weist Kosten von 0,16 Prozent und die ProPublic 0,57 Prozent aus. 
Bemerkenswert ist, dass zwischen Kosten und Rendite nur eine schwache Korrelation besteht. 
 
 

3 Versicherungstechnische Parameter 
3.1 Technischer Zinssatz und Umwandlungssatz 
Aus dem Bericht der Oberaufsichtskommission Berufliche Vorsorge (OAK BV) zur finanziellen 
Lage der Vorsorgeeinrichtungen 2016 geht hervor, dass der durchschnittliche technische Zins-
satz der Vorsorgeeinrichtungen bei 2,43 Prozent und der Umwandlungssatz im Rentenalter 65 
bei 5,63 Prozent liegt. Bei einem Umwandlungssatz von 5,63 Prozent liegt das langfristige Zins-
versprechen für die Rentnerinnen und Rentner je nach Anwartschaften bei 2,9 Prozent bis 3,0 
Prozent, also um 0,5 Prozent höher als der technische Zinssatz. Für eine Kongruenz müsste der 
Umwandlungssatz bei rund 5,2 Prozent liegen. Technischer Zinssatz und Umwandlungssatz wei-
sen sinkende Tendenzen aus. Der technische Zins der sgpk liegt bei 2,5 Prozent und der ge-
plante Umwandungssatz bei 5,2 Prozent. 
 
Eine weitere Senkung des technischen Zinssatzes ist von Seiten des Stiftungsrates der sgpk 
nicht angedacht. Wenn allerdings das Zinsniveau weiter sinkt oder sich die regulatorischen Vor-
schriften ändern, kann sich die Stiftung zu einer nochmaligen Senkung gezwungen sehen. Die 
Kosten einer Senkung von 2,5 Prozent auf 2 Prozent werden auf rund 395 Mio. Franken ge-
schätzt. Die Deckungskapitalien der Rentnerinnen und Rentner müssten um rund 240 Mio. Fran-
ken erhöht werden und die technischen Rückstellungen, vor allem wegen der Erhöhung der 
Rückstellung für Umwandlungsverluste, um rund 155 Mio. Franken. 
 
 

3.2 Generationentafel 
Bei der Periodentafel wird bezüglich der Lebenserwartung auf in der Vergangenheit beobachte 
Sterbewahrscheinlichkeiten abgestellt. Generationentafeln berücksichtigen eine Annahme über 
den zukünftigen Anstieg der Lebenserwartung. Aus dem bereits erwähnten Bericht OAK BV geht 
hervor, dass bei den Kassen ohne Staatsgarantie ein deutlicher Trend zur Anwendung der Gene-
rationentafel besteht (2014 21 Prozent und 2016 36 Prozent Anteil). Es ist davon auszugehen, 
dass dieser Trend anhält. Vor diesem Hintergrund ist nach einmal erfolgter Umstellung nicht 
denkbar, wieder auf die Periodentafel zu wechseln. Es ist eher zu erwarten, dass der Regulator 
(OAK BV, Experten-Kammer) in absehbarer Zeit die Generationentafel vorschreiben wird oder 
dass die Verwendung der Periodentafel mit einer Senkung des technischen Zinssatzes kompen-
siert werden muss. 
 
 

3.3 Risikoversicherung 
Nur wenige grössere autonome Pensionskassen schliessen eine externe Risikoversicherung ab. 
Aus dem Bericht der OAK BV lässt sich berechnen, dass bei autonomen Vorsorgeeinrichtungen 
für 83 Prozent des Vorsorgekapitals keine Rückversicherung abgeschlossen ist. Für die restli-
chen Einrichtungen besteht entweder eine Stop-Loss- oder Excess-of-Loss-Versicherung. Bei der 
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sgpk ist der Risikoverlauf günstig, was ihr erlaubt, den Risikobeitrag von aktuell 3,5 Prozent auf 2 
Prozent zu senken. Anzumerken ist, dass der bewusst überhöhte Risikobeitrag in der Vergangen-
heit dazu gedient hat, die Kosten der laufenden Übergangsgeneration aufzufangen. Der über-
höhte Risikobeitrag kann mit rund 26 Mio. Franken beziffert werden. 
 
Weil die Kasse die notwendige Grösse hat, ist es nicht nötig und auch nicht sinnvoll, eine Risiko-
versicherung abzuschliessen. Ein Vorteil ergäbe sich nur, wenn es Dumping-Angebote auf dem 
Markt gäbe. Um das zu prüfen, müsste die Risikoversicherung ausgeschrieben werden, um einen 
genauen finanziellen Vergleich mit und ohne Versicherungslösung zu erhalten. 
 
 

3.4 Rentnerkasse 
In der Botschaft der Regierung befinden sich im Kapitel «4.2.6 Geprüfte Alternativen» Ausführun-
gen dazu, weshalb eine Rentnerkasse verworfen wurde. Ergänzend kann festgehalten werden, 
dass je höher die Zahl der Rentnerinnen und Rentner in einer Vorsorgeeinrichtung ist, desto tiefer 
deren Risikofähigkeit ist. Dies wiederum hat zur Folge, dass der technische Zinssatz deutlich tie-
fer angesetzt werden muss als 2,5 Prozent, was einen Ausfinanzierungsbeitrag stark in die Höhe 
treiben würde. Verhindert würden mit einer Rentnerkasse aber Solidaritäten (gewünschte und un-
gewünschte) von den aktiv Versicherten zu den Rentnerinnen und Rentnern. 
 
In Beilage 10  sind die Ausgestaltungsmöglichkeiten, die Auswirkungen sowie die Beurteilung ei-
ner Rentenkasse ausführlich dargelegt. Die Kosten werden je nach Variante zwischen rund 500 
Mio. Franken (Spartenrechnung innerhalb der sgpk / Arbeitgeberbeitragsreserve) und 1,35 Mrd. 
Franken (vollständig ausfinanzierte, selbständige Rentenkasse) geschätzt. Es ist davon auszuge-
hen, dass bei der Gründung einer Rentenkasse die Stiftungsaufsicht und der Sicherheitsfonds 
eine Staatsgarantie einfordern würden. 
 
 

4 Sanierungs- und Beteiligungskonzept der sgpk 
4.1 Einleitung 
Der Stiftungsrat hat beschlossen, die technischen Grundlagen (v.a. technischer Zins) und die 
Umwandlungssätze per 1. Januar 2019 den aktuellen Gegebenheiten anzupassen. Der 1. Januar 
2019 wurde gewählt, damit sich die angeschlossenen Arbeitgeber auf diese Veränderung einstel-
len können und da die Anschlussverträge frühestens auf diesen Zeitpunkt kündbar sind. Durch 
die Anpassungen sinkt der Deckungsgrad der Kasse auf ein Niveau, das ein Sanierungs- und Be-
teiligungskonzept notwendig macht. Darin werden die zu ergreifenden Massnahmen, abhängig 
von Bandbreiten des Deckungsgrads, festgelegt. Das Sanierungs- und Beteiligungskonzept bleibt 
unabhängig von einer allfälligen Einmaleinlage dasselbe. Wenn eine Einmaleinlage geleistet wird, 
erhöht sich der Deckungsgrad (+1 Prozent pro 88 Mio. Franken Einlage), was Einfluss auf die 
Massnahmen bzw. auf deren Dauer hat. Das Sanierungs- und Beteiligungskonzept sieht grund-
sätzlich folgende Massnahmen vor: 
– Arbeitnehmersanierungsbeiträge bei einem Deckungsgrad < 80%; 
– Abgestufte Arbeitgebersanierungsbeiträge bei einem Deckungsgrad < 95%; 
– Abstriche bei der Verzinsung der Altersguthaben. 
 
Die Details sind aus den Informationen an die Versicherten (Beilage 8 ) und an die angeschlosse-
nen Arbeitgeber (Beilage 9 ) ersichtlich. 
 
In der Bilanz der sgpk per 31. Dezember 2016 sind bereits alle Massnahmen des Sanierungs- 
und Beteiligungskonzepts berücksichtigt. Dass der Grundlagenwechsel per 1. Januar 2019 und 
nicht bereits auf den 1. Januar 2017 erfolgt, hat deshalb keinen wesentlichen Einfluss. 
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Das Sanierungs- und Beteiligungskonzept greift in einer umhüllenden Kasse wie der sgpk integ-
ral, eine Aufteilung in einen obligatorischen und einen überobligatorischen Teil ist nicht nötig. Das 
Obligatorium hat keinerlei Einfluss auf die Leistungsparameter, da sich die Leistungen aufgrund 
der Beitragshöhe und des tiefen Koordinationsabzugs im überobligatorischen Bereich bewegen. 
 
Das Gesetz über die St.Galler Pensionskasse hat die versicherungstechnischen Eckwerte wie 
Umwandlungssatz (6,4 Prozent) und technischen Zinssatz (3,5 Prozent) für die Berechnung des 
Ausfinanzierungsbetrags per 1. Januar 2014 festgelegt. Auf jenen Zeitpunkt rechnete die Kasse 
bezüglich Lebenserwartung mit der Periodentafel BVG-2010. Seitdem hat sich das Umfeld so 
entwickelt, dass die versicherungstechnischen Grundlagen angepasst werden mussten und eine 
Unterdeckung entstand. Im Zusammenhang mit dem Sanierungskonzept kann deshalb nicht von 
einer Bereinigung von «Altlasten» gesprochen werden. Es gibt einen Parameter im Zusammen-
hang mit der Verselbständigung, der auf zu positiven Annahmen beruhte: Die Festlegung des 
technischen Zinssatzes (3,5 Prozent) für die Berechnung des Ausfinanzierungsbetrags. Damit 
ging das PKG über die Empfehlung der beiden externen Experten hinaus und folgte der Meinung 
der Regierung und des PK-Experten der Versicherungskassen. Die anderen Veränderungen der 
Grundlagen sind den seit damals veränderten Rahmenbedingungen geschuldet und nicht in der 
Verantwortung des Kantons. 
 
 

4.2 Optionen einer Sanierung 
Der Bundesrat hat Weisungen über Massnahmen zur Behebung von Unterdeckungen erlassen. 
Darin steht unter anderem, dass Sanierungsmassnahmen keine wohlerworbenen Rechte verlet-
zen dürfen, dass die Unterdeckung innert einer Frist von 5 bis 7 Jahren beseitigt werden soll, wo-
bei eine Frist von 10 Jahren nicht überschritten werden sollte oder dass nach dem Grundsatz der 
Subsidiarität einschneidende Massnahmen wie diejenigen nach Artikel 65d Absatz 3 BVG (Erhe-
bung von Sanierungsbeiträgen von Arbeitgebern und Arbeitnehmenden sowie von Rentnerinnen 
und Rentnern) erst dann getroffen werden dürfen, wenn weniger weit gehende Massnahmen 
nicht zum Ziel führen. Gemäss BVG Art. 65c Abs. 3 Bst. b können Rentnerinnen und Rentner nur 
im Umfang von Leistungsverbesserungen, die in den letzten 10 Jahren über der Stammrente hin-
aus gewährt wurden, zur direkten Sanierung herangezogen werden. In der sgpk gab es in den 
letzten 10 Jahren keine Leistungsverbesserungen auf bestehenden Renten. 
 
Der Stiftungsrat ist gemäss Art. 65d Abs. 2 BVG verpflichtet, die Sanierungsmassnahmen regle-
mentarisch festzulegen. Die Massnahmen müssen der besonderen Situation der Vorsorgeeinrich-
tung Rechnung tragen. Das betrifft insbesondere die Vermögens- und Verpflichtungsstrukturen 
(Vorsorgepläne, Struktur und erwartete Entwicklung des Bestands der Versicherten sowie der 
Rentnerinnen und der Rentnern). Die Massnahmen müssen verhältnismässig, dem Grad der Un-
terdeckung angemessen und Teil eines ausgewogenen Gesamtkonzepts sein. Der Stiftungsrat 
kann folgende Massnahmen beschliessen: 
– Anpassung der Anlagestrategie; 
– Null- und Minderverzinsung; 
– Sanierungsbeiträge Arbeitgeber und Arbeitnehmende; 
– Sistierung WEF-Vorbezug; 
– Unterschreitung BVG-Mindestzinssatz. 
 
Weitere Massnahmen sind: 
– Einlage durch Arbeitgeber; 
– Verwendungsverzicht auf Arbeitgeberbeitragsreserven. 
 
Der Stiftungsrat hat entsprechend diesen Vorgaben die Sanierungsmassnahmen eingehend dis-
kutiert. Schlussendlich hat er an seiner Sitzung vom 18. Dezember 2016 das Reglement zum Sa-
nierungs- und Beteiligungskonzept (Beilage 13 ), gültig ab 1. Januar 2019, beschlossen. 
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4.3 Unterdeckung 
Per Ende 2016 weist die sgpk einen Deckungsgrad von 92,4 Prozent aus. Einem notwendigen 
Vorsorgekapital von 8'848 Mio. Franken steht lediglich ein Vorsorgevermögen von 8'177 Mio. 
Franken gegenüber. Die Lücke beträgt 671 Mio. Franken oder 7,6 Prozent. Die Lücke ist mass-
geblich durch die Senkung des technischen Zinssatzes, die Einführung der Generationentafel 
und durch die Rückstellungen für die Übergangsbestimmungen entstanden. Im Beitragsprimat 
sparen die Versicherten ein Kapital an, aus dem bei der Pensionierung mit dem Umwandlungs-
satz eine Rente berechnet wird. Die Kasse garantiert keine Leistungen, die Beiträge sind aber so 
berechnet, dass ein Leistungsziel erreicht werden sollte. Aus der Definition eines Leistungsziels 
entsteht für die Kasse keine Unterdeckung. Wenn – gerade bei einer Sanierung – die Altersgut-
haben tiefer verzinst werden, als dies in den technischen Grundlagen vorgesehen ist, bezahlen 
dies die Versicherten mit einer tieferen Rente. 
 
 

4.4 Kosten der Sanierung 
Beilage 5  zeigt Szenarien der Kosten des Sanierungs- und Beteiligungskonzepts. Unter den ge-
troffenen Annahmen und ohne Einmaleinlage werden die Arbeitnehmenden in den nächsten 10 
Jahren total 464 Mio. Franken (2/3 der Sanierungskosten) und die Arbeitgeber 232 Mio. Franken 
(1/3 der Sanierungskosten) beizutragen haben. Mit der Einmaleinlage, wie sie die Regierung be-
antragt, reduzieren sich die Werte für die Arbeitnehmenden für die nächsten 10 Jahre auf 400 
Mio. Franken (68 Prozent der Sanierungskosten) und für Arbeitgeber auf 189 Mio. Franken (32 
Prozent der Sanierungskosten). Bei einer groben Annahme eines Anteils des Kantons von einem 
Drittel (zwei Drittel bei den übrigen Arbeitgebern, u.a. Gemeinden (Lehrpersonen), Spitäler, Uni-
versität) ergeben sich daraus jährliche Kosten für den Kanton von 7,7 Mio. Franken ohne bzw. 
6,3 Mio. Franken mit Einmaleinlage während 10 Jahren.  
 
Die Werte sind mit einem Diskontfaktor von 2 Prozent berechnet. 
 
Die folgenden Grafiken verdeutlichen die Anteile von Arbeitnehmenden und Arbeitgebern (An-
nahme: Sanierungszeitraum 10 Jahre) 
 

 
Abbildung 2: Anteile Sanierungskosten 
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4.5 Beteiligung der Rentnerinnen und Rentner 
Aktuell liegt eine Periode mit sehr tiefer oder gar negativer Teuerung vor. Dennoch ist nicht davon 
auszugehen, dass Inflation auf Dauer kein Thema sein wird. Auch wenn die wohlerworbenen 
Rechte der Rentnerinnen und Rentner nominal nicht angetastet werden, können die Renten real 
herabgesetzt werden, indem sie künftig nicht der Teuerung angepasst werden. Auch ist denkbar, 
dass es Phasen mit realen Renditen auf den Anlagen gibt, die zusätzliche Verzinsungen von 
Sparkapitalien zulassen. Es liegt am Stiftungsrat, bei solchen Anpassungen zu berücksichtigen, 
welche Generationen in der Vergangenheit überdurchschnittliche grosse oder geringe Lasten ge-
tragen haben und einen Ausgleich zu schaffen. 
 
Unter «4.2 Optionen einer Sanierung» ist bereits festgehalten, unter welchen Bedingungen ge-
mäss BVG von den Rentenbeziehenden ein Beitrag zur Sanierung verlangt werden kann. Ergän-
zend ist festzuhalten, dass ein Beitrag nur erhoben werden darf, wenn dies eine entsprechende 
reglementarische Grundlage vorsieht. Es muss im Reglement geregelt werden, welche Leistun-
gen unter welchen Voraussetzungen einem Rentnerbeitrag unterstellt werden können. Zusätzlich 
erfährt die Beteiligung der Rentnerinnen und Rentner zur Behebung der Unterdeckung eine zeitli-
che Einschränkung. Die Sanierungsbeiträge der Rentnerinnen und Rentner können nur auf Ren-
tenerhöhungen erhoben werden, die in den letzten 10 Jahren vor Einführung der Massnahme ge-
währt wurden. Die Höhe der Rente bei Entstehung des Rentenanspruchs bleibt in jedem Fall ge-
währleistet. Aufgrund der zeitlichen Einschränkung betrifft dies nur Rentenerhöhungen im Zeit-
raum vor der Verselbständigung der St.Galler Pensionskasse. Da weder die Verordnung über die 
Versicherungskasse für das Staatspersonal noch die Verordnung über die kantonale Lehrerversi-
cherungskasse eine Kürzung vorsehen, ist eine Beteiligung der Rentnerinnen und Rentner von 
Gesetzes wegen nicht zulässig. 
 
 

4.6 Übergangsregelung 
Die flankierenden Massnahmen sind für sich alleine betrachtet grosszügig. Der Stiftungsrat führt 
aus, dass er diese sehr intensiv debattiert habe. Ein wichtiger Grund für diese Massnahmen ist, 
dass bei der Verselbständigung der sgpk ab Jahrgang 1955 vom Gesetzgeber das volle Leis-
tungsprimat garantiert wurde, während Jahrgang 1956 und jünger aufgrund der gesetzlichen 
Bestimmungen zur Verselbständigung nicht von flankierenden Massnahmen profitiert haben. Der 
Stiftungsrat hat sich dafür entschieden, nicht wieder die gleichen Jahrgänge zu bestrafen und hat 
deshalb flankierende Massnahmen, gestaffelt bis Alter 45, beschlossen um die Jahrgänge 1956 
bis 1960 wenig zu belasten. 
 
Die folgende Grafik zeigt die Rentenkürzungen, welche sich ohne Übergangsregelung ergeben 
würden (gesamte Säule), den Teil der mit der Übergangsregelung aufgefangen wird (blauer Teil 
der Säule) und die verbleibende Belastung der Versicherten (roter Teil der Säule). Die Über-
gangsordnung ist bereits im Jahresabschluss 2016 vollständig zurückgestellt (Diskontsatz 2 Pro-
zent). 
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Abbildung 3: Rentenkürzungen infolge Senkung Umwand lungssatz mit und ohne Übergangsregelung 

Die Einlagen in Sparguthaben im Rahmen der Übergangsregelung belaufen sich auf 478 Mio. 
Franken Die folgende Grafik zeigt die Einlagen für jeden betroffenen Jahrgang: 
 

 
Abbildung 4: Einlagen in Alterssparkapitalien pro J ahrgang der Übergangsgeneration 

 
Die Senkung des Umwandlungssatzes von 6,4 Prozent auf 5,2 Prozent im Alter 65 führt dazu, 
dass der Umwandlungssatz von 5,35 Prozent auf 4,38 Prozent im Alter 58 gesenkt wird. Per 
31. Dezember 2018 werden über 3'100 Versicherte 58 Jahre alt oder älter sein. Ohne flankie-
rende Massnahme erhielten diese Versicherten bei einer Frühpensionierung eine über 22 Pro-
zent höhere Altersrente. Es bestünde die Gefahr einer Kündigungswelle infolge des Grundlagen-
wechsels. Ohne flankierende Massnahmen würde dies in einzelnen Fälle über 15 Prozent der 
Belegschaft betreffen. Auch ist festzuhalten, dass die Übergangsgeneration – da sie in der Regel 
bereits hohe Altersguthaben angespart hat – von den Sanierungsmassnahmen, soweit sie einen 
Zinsverzicht bedeuten, besonders stark betroffen ist. 
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4.7 Zeitlicher Horizont des Konzepts 
Es liegt in der Verantwortung des Stiftungsrates, den Erfolg des Sanierungskonzepts und die Ent-
wicklung des Deckungsgrads laufend zu überwachen. Auch die Stiftungsaufsicht wird ein Augen-
merk darauf richten. Das Konzept endet nicht bei einem Deckungsgrad von 100 Prozent. Aus 
dem Schreiben an die angeschlossenen Arbeitgeber vom Januar 2017 (Beilage 9 ) ist ersichtlich, 
dass bei einem höheren Deckungsgrad angestrebt wird, mit einer höheren Verzinsung der Alters-
guthaben vorgängige Zinsverzichte zu kompensieren. 
 
 

4.8 Vergleich mit anderen Kassen 
Zahlreiche öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen haben sich mit hohen Einmaleinlagen der 
Arbeitgeber ausfinanziert. Wobei für die Berechnung des Ausfinanzierungsbetrags neben der 
sgpk nur die BVK (Kanton Zürich) mit einem technischen Zinssatz von über 3 Prozent rechnete 
(3,25 Prozent). Der Vergleich ist aus Beilage 6  ersichtlich. Aus diesem Grund ist ein Vergleich 
von Sanierungskonzepten schwierig, da die Ausgangslage für die verschiedenen Kassen sehr 
unterschiedlich ist. Viele Pensionskassen verfügen (noch) über kein Sanierungskonzept. Das Sa-
nierungsziel ist bei vollkapitalisierten Vorsorgeeinrichtungen vom Gesetzgeber vorgegeben, näm-
lich dass innert 10 Jahre ein Deckungsgrad von 100 Prozent erreicht werden muss. Bei der BVK 
zum Beispiel sind die Sanierungsmassnahmen etwas weniger einschneidend, dafür rechnet sie 
mit einem tieferen Realzins, was deutlich höhere Sparbeiträge nach sich zieht. 
 
Was das Verhältnis von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeteiligung anbelangt, dürfte sich das 
Konzept der sgpk im Rahmen anderer öffentlich-rechtlicher Kassen bewegen. Die Minderverzin-
sung der Sparguthaben wird in den Konzepten meist auch als Arbeitnehmerbeitrag angerechnet. 
Privatrechtliche Kassen greifen im Sanierungsfall oft zu schärferen Massnahmen, Minderverzin-
sungen werden oft nicht angerechnet und die Sanierung geht stark zu Lasten der Arbeitnehmen-
den. 
 
 

5 Einmaleinlage in die sgpk 
5.1 Einleitung 
Die Ausgangslage für eine Einmaleinlage und die Notwendigkeit der Anpassung der technischen 
Parameter sind in der Botschaft der Regierung über eine Einmaleinlage in die sgpk geschildert. 
Die Kasse ist per 1. Januar 2014 auf einen Deckungsgrad von 100 Prozent ausfinanziert worden. 
Die Berechnung erfolgte aber mit einem technischen Zinssatz von 3,5 Prozent, einem Satz, den 
damals die beiden externen Experten – im Gegensatz zur Regierung und zum PK-Experten der 
Versicherungskassen – als zu hoch erachteten. Neu ist, dass der in der Botschaft angesprochene 
weitere Anpassungsbedarf mit dem Sanierungs- und Beteiligungskonzept beschlossen ist. In den 
Beilagen 8 und 9  befinden sich die Versicherteninformation und die Information der angeschlos-
senen Arbeitgeber. 
 
In der Botschaft der Regierung über eine Einmaleinlage in die sgpk sind im Kapitel «4.2 Stoss-
richtung der Vorlage» die grundsätzlichen Möglichkeiten der Ausgestaltung, die mögliche Beteili-
gung weiterer Arbeitgeber und die geprüften Alternativen erläutert und beurteilt. Grundsätzlich 
sind die folgenden Alternativen denkbar: 
– Einlage als Arbeitgeberbeitragsreserve, mit der Möglichkeit, bei einem hohen Deckungsgrad 

an einem positiven Ergebnis zu partizipieren; 
– Abgabe eines Zahlungsversprechens, das in Abhängigkeit der Entwicklung bestimmter Para-

meter eingelöst werden muss; 
– Bildung einer Rentnerkasse (vgl. dazu «3.4 Rentnerkasse»). 
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Rechtliche und politische Überlegungen sowie die Praktikabilität in der Durchführung haben die 
Regierung bewogen, eine Einmaleinlage zu beantragen. 
 
 

5.2 Herleitung der Einmaleinlage 
Mit der von der Regierung beantragten Einmaleinlage werden nachträglich die Kosten für die 
Senkung des technischen Zinssatzes von 3,5 Prozent auf 3 Prozent auf Rentenverpflichtungen, 
welche bereits im Zeitpunkt der Ausfinanzierung bestanden, abgegolten. Die 202,5 Mio. Franken 
betreffen die folgenden Personengruppen: 
– 148,2 Mio. Franken entfallen auf Rentenverpflichtungen gegenüber den 8'591 aktuell rentenbe-

ziehenden Personen, welche die sgpk von der Versicherungskasse für das Staatspersonal und 
von der Lehrerversicherungskassen übernommen hat. 

– 54,3 Mio. Franken entfallen auf Rentenverpflichtungen gegenüber 1'424 Personen der Über-
gangsgeneration, die gemäss PKG im Leistungsprimat verbleiben. 

 
 

5.3 Beteiligung der aktiv Versicherten 
Die Regierung begründet in der Botschaft vom 29. März 2016 über die Einmaleinlage in die sgpk 
(6.4 Auswirkungen auf die Mitarbeitenden, S. 12), weshalb sie keine Beteiligung der aktiv Versi-
cherten an der Einmaleinlage vorsieht. Da im Zeitpunkt der Erarbeitung der Botschaft das Sanie-
rungs- und Beteiligungskonzept noch nicht vorlag, konnte dessen Auswirkungen auf die Versi-
cherten noch nicht dargelegt werden. In Kapitel «4.4 Kosten der Sanierung» ist dargelegt, in 
welch grossem Ausmass sich die aktiv Versicherten an der Sanierung ihrer Kasse beteiligen. Aus 
Beilage 6  ist ersichtlich, dass sich die Arbeitnehmenden bei der Ausfinanzierung im 2014 nicht 
nur mit Sanierungsbeiträgen, sondern auch mit Rentenkürzungen und somit mit insgesamt 185 
Mio. Franken beteiligt haben. Die sgpk weist in Beilage 1 (4. Versichertenbeteiligung) die voraus-
sichtliche Versichertenbeteiligung an der Ausfinanzierung und an der Sanierung mit 1'371 Mio. 
Franken, gegenüber 387 Mio. Franken für die Arbeitgeber aus. 
 
Der Experte für berufliche Vorsorge hat mit Simulationen ermittelt, um wieviel die beantragte Ein-
maleinlage von 202,5 Mio. Franken gekürzt werden müsste, damit die aktiv Versicherten wie bei 
der Ausfinanzierung auf den 1. Januar 2014 ebenfalls 25 Prozent der Einmaleinlage tragen 
müssten. Je nach Ausgangspunkt des Deckungsgrads und je nach Zeithorizont verändert sich 
der Betrag. Die Simulation wurde gleich wie die Kosten der Sanierung für zwei Zeithorizonte und 
ausgehend von einem Deckungsgrad von 92,4 Prozent durchgeführt: 
– Zeithorizont 10 Jahre: Kürzung der Einmaleinlage von 202,5 Mio. Franken um 74,5 Mio. 

Franken auf noch 128 Mio. Franken entspricht einer direkten Arbeit-
nehmendenbeteiligung von 50,6 Mio. Franken (1/4 von 202,5 Mio. 
Franken). 

– Zeithorizont 20 Jahre: Kürzung der Einmaleinlage von 202.5 Mio. Franken um 79,5 Mio. 
Franken auf noch 123 Mio. Franken entspricht einer direkten Arbeit-
nehmendenbeteiligung von 50,6 Mio. Franken (1/4 von 202,5 Mio. 
Franken). 

 
Beilage 14  enthält Erläuterungen des Versicherungsexperten zur Simulation. 
 
Die Meinungsäusserung von Dr. Markus Bucheli (Beilage 11 ) setzt sich vertieft mit der rechtli-
chen Situation betreffend Versichertenbeteiligung an der Einmaleinlage auseinander. Dr. Markus 
Bucheli kommt zum Schluss, «…, dass eine Versichertenbeteiligung durch eine Verpflichtung in 
einem rechtssetzenden kantonalen Erlass generell als nicht zulässig erscheint». 
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5.4 Beteiligung der angeschlossenen Arbeitgeber 
Als grobe Faustregel gilt, dass rund ein Drittel der Kosten für die Einmaleinlage den Kanton be-
trifft, ein Drittel die Gemeinden und ein weiteres Drittel die übrigen angeschlossenen Arbeitgeber, 
hauptsächlich öffentlich-rechtliche Anstalten (Spitäler, Universität usw.). 
 
Die Regierung begründet in ihrer Botschaft über eine Einmaleinlage im Kapitel «4.2.4 Beteiligung 
der Gemeinden und der weiteren Arbeitgeber», weshalb auf eine Beteiligung der übrigen ange-
schlossenen Arbeitgeber verzichtet wird. Es wird erwähnt, dass für eine Beteiligung gesetzliche 
Grundlagen geschaffen werden müssten und gleichzeitig wird die Zulässigkeit einer solchen Ver-
pflichtung aufgrund von übergeordnetem Bundesrecht bezweifelt. 
 
In der Botschaft wird in Kapitel «6.3 Auswirkungen auf die Gemeinden und die weiteren Arbeitge-
ber» ausgeführt, dass mit der Einmaleinlage auch Kosten der Gemeinden getragen würden und 
dass deshalb im Rahmen der Umsetzung der Unternehmenssteuerreform III eine Kompensation 
gesucht würde. Nachdem die Unternehmenssteuerreform III an der Urne gescheitert ist, wird die-
ser Ansatz nicht weiter verfolgt. 
 
 

5.5 Vergleiche mit anderen Kassen 
Beilage 6  gibt einen Überblick über die Ausfinanzierungsbeiträge bei der Verselbständigung von 
öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen. Seit der Verselbständigung haben diese Kassen 
ähnliche Sanierungskonzepte wie die sgpk beschlossen. Je höher das Zinsziel gesetzt wird (z.B. 
sgpk 2 Prozent, BVK ZH 1,5 Prozent), desto einschneidender fällt das Sanierungskonzept aus. 
Dafür werden im Gegenzug bei einem tiefen Zinsziel höhere jährliche Sparbeiträge notwendig. 
 
 

5.6 Finanzrechtliches 
Die Regierung begründet in ihrer Botschaft über die Einmaleinlage, dass die beantragte einma-
lige und freiwillige Einlage dem obligatorischen Finanzreferendum untersteht. Die beantragte Ein-
maleinlage hat ihre Ursache in zu positiven Annahmen bezüglich des technischen Zinssatzes. In 
der vorberatenden Kommission ist bei der seinerzeitigen Beratung des Ausfinanzierungsbeitrags 
vom Vorsteher des Finanzdepartementes die Aussage gemacht worden, dass der Kanton als Ar-
beitgeber seiner Verantwortung nachkomme, wenn sich der bei der Ausfinanzierung angewandte 
technische Zinssatz tatsächlich als zu hoch erweise.1 Damit übernimmt der Kanton letztmals eine 
Verantwortung aus der Zeit, als er noch alleiniger Träger der später fusionierten und verselbstän-
digten Pensionskassen war. Nach der Verselbständigung steht der Kanton wie alle anderen an-
geschlossenen Arbeitgeber lediglich als Arbeitgeber in der Pflicht. Es stehen aus den weiterge-
henden Anpassungen der technischen Grundlagen auch keine zusätzlichen Forderungen nach 
Einmaleinlagen im Raum. Aufgrund der Bilanzsumme der sgpk von 8 Mrd. Franken ist auch of-
fensichtlich, dass solche immer die Schwelle für das obligatorische Finanzreferendum überstei-
gen würden und die Mitsprache des Kantonsrates gesichert wäre. 
 
Ordentliche Arbeitgeberbeiträge und Sanierungsbeiträge gelten als gebundene Ausgaben. Nur 
wenn das Leistungsziel verbessert wird und deswegen höhere Beiträge notwendig sind, bedarf 
dies der Genehmigung durch den Kantonsrat (siehe auch die Ausführungen in Kapitel 2.6). 
 
 

                                                   
1  Protokoll der vorberatenden Kommission vom 4. Februar 2013, Seiten 10 ff. sowie Bericht der vorberatenden 

Kommission vom 4. Februar 2013, Seite 2 (abrufbar unter https://www.ratsinfo.sg.ch/content/ris/home/ge-
schaefte/geschaeftssuche.geschaeftdetail.html?geschaeftid=65E0B046-8248-48CF-852F-
8F2B7B2F18EF&ziel=1). 
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6 Antrag 
6.1 Erwägungen 
Die Finanzkommission kann nachvollziehen, dass der technische Zinssatz von 3,5 Prozent zum 
Zeitpunkt der Volksabstimmung per 9. Juni 2013 sich im Nachhinein als zu optimistisch erwies. 
Ein tieferer Zinssatz hätte bereits damals einen höheren Ausfinanzierungsbeitrag in der Höhe der 
von der Regierung vorgeschlagenen Einmaleinlage bedeutet. Ob ein anders geschnürtes Ge-
samtpaket damals im Kantonsrat und in der Stimmbevölkerung eine Mehrheit gefunden hätte, 
bleibt offen. Mit der Verselbständigung der St.Galler Pensionskasse ist es jedoch nicht mehr Sa-
che des kantonalen Gesetzgebers, vorsorgerechtlich relevante Beschlüsse zu fassen. Möglich 
bleibt einzig eine freiwillige Einmaleinlage.  
 
Bei der ursprünglichen Ausfinanzierung mussten sich die aktiv Versicherten mit einem Viertel be-
teiligen. Die Finanzkommission hält auch bei einer neuerlichen Einlage in vergleichbarer Weise 
an dieser Arbeitnehmerbeteiligung fest. Die Arbeitnehmenden werden allerdings keinen direkten 
Sanierungsbeitrag auf dem Lohn bezahlen, sondern die Sanierung mit einer Minderverzinsung 
der Sparkapitalien mitfinanzieren. Dieses Konstrukt führt dazu, dass die notwendige Einmalein-
lage von 128 Mio. Fr. tiefer als der rechnerische Wert von drei Vierteln der 202,5 Mio. Fr. liegt, da 
die Arbeitgeber einen Teil der Differenz zwischen dem Zielwert von 202,5 Mio. Fr. und dem vom 
Kanton einbezahlten Wert erwartungsgemäss – unter Berücksichtigung der möglichen Deckungs-
gradschwankungen – ebenfalls mittels ordentlicher Sanierungsbeiträge mitfinanzieren. 
 
 

6.2 Anträge 
Die Finanzkommission bittet Sie, Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, vom Bericht 
Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Christof Hartmann 
Präsident der Finanzkommission 
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Beilagen 
 
1 Kennzahlen / Entwicklung / Vergleich 
2 Performancevergleich 
3 Versicherter Lohn / Beiträge / Sparpläne 
4 Leistungen 
5 Kosten der Sanierung 
6 Ausfinanzierung sgpk 2014; Vergleich mit anderen Kassen 
7 sgpk im Peer-Group-Vergleich 
8 Versicherteninformation betreffend Grundlagenwechsel per 1. Januar 2019 
9 Information an die angeschlossenen Arbeitgeber; Änderungen der technischen Grundlagen 

sowie der Umwandlungssätze 
10 Ausgestaltungsmöglichkeiten, Auswirkungen und Beurteilung einer Rentenkasse 
11 Markus Bucheli, Dr.rer.publ., sgpk: Einmaleinlage und Versichertenbeteiligung 
12 Reglementarische Beiträge und Leistungen der sgpk 
13 Reglement zum Sanierungs- und Beteiligungskonzept 
14 Kommentar zur Simulation der Arbeitnehmerbeteiligung von einem Viertel 
15 Markus Bucheli, Dr.rer.publ., sgpk: Parameter für die Ausfinanzierung und Regelung der 

Übergangsordnung; Zulässigkeit einer nachträglichen Änderung 
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